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Diskussion abgesagt: Eltern und Antifa
verhindern AfD-Teilnahme in Hamburg

Am 2. März 2024 wählt Hamburg, während politische
Diskurse über die AfD in Schulen und Gesellschaft

kontrovers sind.

Hamburg, Deutschland - In Hamburg stehen die Wahlen zur
Bürgerschaft am 2. März 2024 bevor, wobei die politische
Landschaft stark umkämpft ist. Laut aktuellen Umfragen könnte
die SPD mit 32% als stärkste Partei hervorgehen, gefolgt von
den Grünen mit 18% und der Union mit 17%. Besonders
interessant ist, dass die AfD sich im Vergleich zur letzten Wahl
fast verdoppeln könnte und derzeit bei 10% steht, gleichauf mit
der Linkspartei. Dieses erstarkte Ergebnis könnte
gesamtpolitische Konsequenzen nach sich ziehen, insbesondere
in Hinblick auf die Diskussion um politische Neutralität in
Schulen, die immer stärker kontrovers wahrgenommen wird.
Dies berichtet das Freilich Magazin.

Die jüngsten Ereignisse in Hamburg verdeutlichen die
Spannungen. So wurde eine Podiumsdiskussion, die vom
Hamburgischen Richterverein und Hamburgischen Anwaltverein
organisiert wurde, abgesagt, nachdem Interna bekannt wurden,
in denen Juristen die AfD als „Faschisten“ bezeichnen. Solche
Vorfälle wecken Bedenken über die politische Neutralität, die in
Schulen und Lehranstalten herrschen sollte. Das Emilie-
Wüstenfeld-Gymnasium sagte ebenfalls eine Diskussion ab, an
der ein Vertreter der AfD eingeladen war, nachdem Eltern und
Schüler gegen diese Teilnahme protestiert hatten. Die
Schulleitung stellte klar, dass sie an der politischen Neutralität
festhalten wolle, während sie gleichzeitig Diversität und den

https://www.freilich-magazin.com/politik/diskursverweigerung-wie-linke-eltern-und-antifa-die-hamburger-afd-von-schuelern-fernhalten


Kampf gegen Rassismus unterstützt.

Politische Neutralität und Schulen

Die Verpflichtung zur politischen Neutralität in Schulen ist im
deutschen Grundgesetz verankert. Artikel 5 garantiert die
Meinungsfreiheit, während Artikel 7 besagt, dass staatliche
Aufsicht über das Schulwesen ausgeübt wird und keine
politische Meinung aufgezwungen werden darf. Der
Beutelsbacher Konsens von 1976 fordert unter anderem das
Überwältigungsverbot sowie die Kontroversität politischer
Themen, sodass Schülerinnen und Schüler befähigt werden
sollen, eigenständig zu denken und ihre eigenen Positionen zu
entwickeln. Diese Regelungen zeigen die Bedeutung von
Neutralität in der Bildung auf. So wird die Thematik von Schulen
als Ortepluralistischer Bildung zunehmend herausgefordert, wie
in einem Bericht auf schulen.de dargelegt wird.

Die Realität sieht jedoch oft anders aus. Lehrer bringen häufig
eigene Meinungen in den Unterricht ein, besonders in Fächern
wie Sozialkunde, Geschichte oder Ethik. Außenstehende
Gruppen versuchen zudem, politischen Einfluss auf Schulen zu
nehmen, oftmals durch Bildungsprogramme, die nicht neutral
sind. Die AfD hat in diesem Kontext die Absage ihrer Teilnehmer
an Diskussionsveranstaltungen als Ausschluss vom öffentlichen
Diskurs kritisiert. Ein Elternteil äußerte, dass die Absage einer
Veranstaltung ein „Armutszeugnis für die Demokratie“ sei, und
linken Parteien setzten sich dafür ein, die AfD von staatlichen
Schulen auszuschließen.

Zukünftige Entwicklungen

In der politischen Auseinandersetzung steigern sich die
Spannungen im Vorfeld der Bürgerschaftswahl. Die Grünen
unter der Führung von Spitzenkandidatin Katharina Fegebank
streben eine Fortführung ihrer Regierungsarbeit an, mit einem
klaren Fokus auf Klimaneutralität bis 2040 und sozialen
Reformen in der Stadtentwicklung. Ihre Wahlpläne beinhalten

https://schulen.de/blog/news/die-politische-neutralitaet-von-schulen-und-lehrern-vorgaben-und-realitat/


unter anderem die Förderung von Sozialwohnungen und die
Stärkung der Bildungseinrichtungen. Das Ergebnis dieser Wahl
könnte nicht nur die Hamburger politische Landschaft nachhaltig
beeinflussen, sondern auch den Diskurs um politischer Bildung,
Neutralität und die Rolle von Schulen im Rahmen von
zeitgenössischen politischen Themen neu beleuchten, wie der 
ZDF in einem aktuellen Bericht anmerkt.

Die kommenden Monate versprechen Spannungen im
politischen Diskurs und Herausforderungen für die politische
Landschaft Hamburgs, da die Bürgerschaftswahl näher rückt.
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